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VERSTÄNDIGUNG 

Das Bundesfinanzgericht teilt durch die Richterin Mag. Anna Mechtler-Höger in der 

Beschwerdesache ***Bf1***, ***Bf1-Adr***, über die Beschwerde gegen die Bescheide des 

Finanzamtes Wien 1/23 (nunmehr: Finanzamt Österreich) vom 10. April 2014 betreffend 

Haftung für Lohnsteuer 2008 bis 2010 und Festsetzung des Dienstgeberbeitrags sowie des 

Zuschlags zum Dienstgeberbeitrag für die Jahre 2008 bis 2010, Steuernummer 

***BF1StNr1***, mit: 

Nach Auffassung des Bundesfinanzgerichts wurde in Bezug auf die Beschwerde vom 08. Mai 

2014 gegen die Bescheide betreffend Haftung für Lohnsteuer 2008 bis 2010 und Festsetzung 

des Dienstgeberbeitrags sowie des Zuschlags zum Dienstgeberbeitrag für die Jahre 2008 bis 

2010 vom 10. April 2014 ein Vorlageantrag nicht eingebracht.  

Die Parteien werden hierüber gemäß § 281a BAO formlos in Kenntnis gesetzt.  

Das Beschwerdeverfahren in Bezug auf die Beschwerde vom 08. Mai 2014 gegen die Bescheide 

betreffend Haftung für Lohnsteuer 2008 bis 2010 und Festsetzung des Dienstgeberbeitrags 

sowie des Zuschlags zum Dienstgeberbeitrag für die Jahre 2008 bis 2010 vor dem 

Bundesfinanzgericht wird eingestellt. 

Begründung 

Die Beschwerdeführerin betreibt einen Handel mit Kraftfahrzeugen. 

Im Rahmen einer gemeinsamen Prüfung lohnabhängiger Abgaben (GPLA) der Streitjahre 2008 

bis 2010 stellte die Prüferin fest, dass die Beschwerdeführerin ihren Dienstnehmern 

Vorführkraftfahrzeuge zur Privatnutzung zur Verfügung gestellt habe. Die Sachbezugswerte 

seien ausgehend von den in den Händlereingangsrechnungen ausgewiesenen 

Anschaffungskosten ermittelt worden, wobei der für Vorführkraftfahrzeuge gewährte Rabatt in 

Abzug gebracht und die Umsatzsteuer in Höhe von 20% hinzugerechnet worden sei. Die 

Normverbrauchsabgabe (im Folgenden: NoVA) und der 20%ige Zuschlag für 

Vorführkraftfahrzeuge seien entgegen der Bestimmung des § 4 Abs. 6 der 
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Sachbezugswerteverordnung nicht berücksichtigt worden. Ausgehend davon ermittelte die 

Prüferin die Bemessungsgrundlagen für den Sachbezug der einzelnen Dienstnehmer neu. 

Am 10. April 2014 erließ das Finanzamt den Feststellungen der Prüferin Rechnung tragende 

Haftungsbescheide für die Lohnsteuer der Jahre 2008 bis 2010. Weiters erließ das Finanzamt 

am selben Tag Bescheide über die Festsetzung des Dienstgeberbeitrags und des Zuschlags zum 

Dienstgeberbeitrag für die Jahre 2008 bis 2010. 

In der dagegen erhobenen Beschwerde brachte die GmbH zusammengefasst vor, das 

Finanzamt gehe zu Unrecht davon aus, dass § 4 Abs. 6 der Sachbezugswerteverordnung auch 

anzuwenden sei, wenn Kfz-Händler ihren Mitarbeitern Vorführkraftfahrzeuge zur 

Privatnutzung überließen. Die Finanzverwaltung habe § 4 Abs. 6 Sachbezugswerteverordnung 

ursprünglich dahingehend interpretiert, dass der 20%ige Zuschlag dazu diene, „beim 

Vorführkraftfahrzeug als Gebrauchtwagen auf die Erstanschaffungskosten hochzurechnen“. 

Diese Regelung habe sich explizit auf „Nicht-Händler“ bezogen. Im Lohnsteuerprotokoll 2008 

habe die Finanzverwaltung demgegenüber die Auffassung vertreten, dass sich § 4 Abs. 6 

Sachbezugswerteverordnung auf Kfz-Händler beziehe und mit dem 20%igen Zuschlag die 

Handelsspanne des Händlers abgedeckt werden solle. 

§ 4 Abs. 6 der Sachbezugswerteverordnung führe bei einer solchen Auslegung zu einem 

gesetzwidrigen Ergebnis. Denn nach § 15 Abs. 2 EStG 1988 seien geldwerte Vorteile, wie die 

Überlassung von Kraftfahrzeugen zur Privatnutzung, mit dem üblichen Mittelpreis des 

Verbrauchsortes anzusetzen. Dabei habe man sich nach Judikatur und Lehre an den relativ 

günstigsten Marktpreisen zu orientieren. Die Sachbezugswerteverordnung, die eine 

Vereinfachung der Vorgangsweise durch eine pauschale Bewertung bestimmter Sachbezüge 

bezwecke, dürfe diese gesetzliche Anordnung nur präzisieren. Der 

Sachbezugswerteverordnung fehle die verfassungsrechtliche bzw. die gesetzliche Grundlage, 

wenn die ermittelten Sachbezugswerte von den tatsächlich dem Endverbraucher zugänglichen 

günstigen Preisen erheblich abwichen. Führe die Anwendung des § 4 Abs. 6 der 

Sachbezugswerteverordnung dazu, dass die der Sachbezugsbewertung zugrundeliegende Basis 

systematisch und deutlich über dem am Markt erzielbaren Preis für das entsprechende 

Neufahrzeug liege, komme die Anwendung dieser Regelung von vornherein nicht Betracht. 

Dies sei - wie aus der als Beilage übermittelten Aufstellung hervorgehe - der Fall, lägen doch 

die tatsächlichen Marktpreise für die entsprechenden Neufahrzeuge deutlich unter dem Wert, 

der im Rahmen der GPLA-Prüfung der Sachbezugsbewertung zugrunde gelegt worden sei. 

Damit seien die Arbeitnehmer der Revisionswerberin signifikant schlechter gestellt als jene 

Steuerpflichtigen, denen von ihrem Arbeitgeber ein entsprechendes Neufahrzeug zur 

Verfügung gestellt werde. 

Weiters teilte die Beschwerdeführerin den Beitritt der in einer (als Beilage übermittelten) Liste 

angeführten Arbeitnehmer zur Beschwerde gemäß § 257 Abs. 1 BAO mit. 
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Mit Erkenntnis vom 15. Februar 2016, RV/7103143/2014, gab das Bundesfinanzgericht der 

Beschwerde hinsichtlich des 20%igen Zuschlags nach § 4 Abs. 6 Sachbezugswerteverordnung 

Folge und änderte die Haftungsbescheide für die Lohnsteuer der Jahre 2008 bis 2010 sowie die 

Abgabenbescheide hinsichtlich des Dienstgeberbeitrags und des Zuschlags zum 

Dienstgeberbeitrag der Jahre 2008 bis 2010 entsprechend ab. 

In dem Zeitpunkt, in dem die streitgegenständlichen Fahrzeuge den Arbeitnehmern zur 

Privatnutzung überlassen würden, lägen Neufahrzeuge vor. Der zu beurteilende Sachverhalt sei 

daher nicht unter die Bestimmung des § 4 Abs. 6 der Sachbezugswerteverordnung, sondern 

unter deren § 4 Abs. 1 zu subsumieren. Der Ermittlung des Sachbezugswertes seien daher die 

tatsächlichen Anschaffungskosten (inklusive Umsatzsteuer und Normverbrauchsabgabe) zu 

Grunde zu legen. 

Mit Erkenntnis vom 21. November 2018, Ro 2016/13/0013, hob der Verwaltungsgerichtshof 

das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichts vom 15. Februar 2016 wegen Rechtswidrigkeit seines 

Inhaltes auf und führte zur Begründung unter anderem aus: 

„Mit dem Ansatz eines Sachbezugswertes soll jener Vorteil steuerlich erfasst werden, der darin 

besteht, dass sich der Arbeitnehmer jenen Aufwand erspart, der ihm erwachsen würde, wenn er 

für die Kosten eines vergleichbaren Kraftfahrzeuges aus Eigenem aufkommen müsste (vgl. 

nochmals VwGH 26.7.2017, Ra 2016/13/0043, mwN). Nach dem System der 

Sachbezugswerteverordnung ist hierbei stets vom ursprünglichen Neuwert des Fahrzeuges 

auszugehen (vgl. VfGH 12.10.2017, V 46/2016 ua). 

Mit dem soeben zitierten Beschluss vom 12. Oktober 2017, V 46/2016 ua, hat der 

Verfassungsgerichtshof Anträge des Bundesfinanzgerichts auf Aufhebung der Regelung des § 4 

Abs. 6 der Sachbezugswerteverordnung, BGBl. II Nr. 416/2001, über die Sachbezugsbewertung 

bei Vorführkraftfahrzeugen als vor dem Hintergrund der Bedenken zu eng gefasst 

zurückgewiesen. In der Begründung wies der Verfassungsgerichtshof darauf hin, dass die 

Anwendung des § 4 Abs. 1 der Sachbezugswerteverordnung, BGBl. II Nr. 416/2001 idF BGBl. II 

Nr. 467/2004, auf Vorführkraftfahrzeuge dem Verordnungsgeber nicht zusinnbar sei, weil in 

diesem Fall die tatsächlichen Anschaffungskosten (nach Abzug der Sonderkonditionen für 

derartige Fahrzeuge) anzusetzen wären. Im Hinblick auf die einem Kfz-Händler für die 

Anschaffung von Vorführkraftfahrzeugen vom Hersteller bzw. Generalimporteur regelmäßig 

eingeräumten besonderen Konditionen wäre dann die Privatnutzung von 

Vorführkraftfahrzeugen gegenüber der privaten Nutzung anderer Kraftfahrzeuge unzulässig 

bevorzugt. 

Schon aus diesen verfassungsrechtlichen Überlegungen ergibt sich die Unrichtigkeit der 

Rechtsauffassung des Bundesfinanzgerichts, dass im vorliegenden Fall die 

Sachbezugsbewertung nicht nach § 4 Abs. 6 der Sachbezugswerteverordnung, sondern nach § 4 

Abs. 1 dieser Verordnung vorzunehmen sei (vgl. in diesem Sinne auch Mayr/Hayden in 
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Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG19, § 15 Tz 110, mwN). Anzumerken ist allerdings, dass laut 

dem erwähnten Beschluss des Verfassungsgerichtshofes vom 12. Oktober 2017 zur 

Rechtfertigung des Zuschlags von 20% nach § 4 Abs. 6 der Sachbezugswerteverordnung vom 

Bundesminister für Finanzen im Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof darauf hingewiesen 

wurde, dass damit auch berücksichtigt sei, dass Vorführkraftfahrzeuge gemäß § 3 Z 3 NoVAG 

1991 von der NoVA befreit seien (somit im Sinne des Verordnungsgebers offenbar davon 

auszugehen ist, dass diese - tatsächlich auch nicht angefallene - NoVA nicht bereits bei der 

Ermittlung der tatsächlich angefallenen Anschaffungskosten ‚im Sinne des Abs. 1‘ 

hinzuzurechnen ist). Unter diesem Aspekt der Rechtfertigung der Höhe des Zuschlags erweist 

sich aber die im vorliegenden Fall im Rahmen der GPLA vorgenommene (zusätzliche) 

Hinzurechnung der NoVA zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage der Sachbezugswerte als 

unzulässig.“ 

Mit Erkenntnis vom 9. Jänner 2019, in welchem eine Revision für nicht zulässig erklärt wurde, 

gab das Bundesfinanzgericht der Beschwerde gegen die Bescheide des Finanzamts vom 

10. April 2014 teilweise Folge, indem es die Normverbrauchsabgabe bei der Ermittlung der 

Bemessungsgrundlage für die Sachbezüge außer Ansatz ließ. 

Die dagegen erhobene Amtsrevision wurde vom Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss vom 

22.01.2021, Ra 2019/13/0023, zurückgewiesen, während aufgrund der außerordentliche 

Revision der beschwerdeführenden Gesellschaft die Entscheidung des Bundesfinanzgerichts 

vom 9. Jänner 2019 mit Erkenntnis vom 25.02.2022, Ra 2020/13/0041, wegen Rechtswidrigkeit 

infolge Unzuständigkeit des Bundesfinanzgerichts aufgehoben wurde. Begründend wurde im 

Wesentlichen ausgeführt: 

„Gemäß § 262 Abs. 1 BAO ist über Bescheidbeschwerden nach Durchführung der etwa noch 

erforderlichen Ermittlungen von der Abgabenbehörde, die den angefochtenen Bescheid 

erlassen hat, mit als Beschwerdevorentscheidung zu bezeichnendem Bescheid abzusprechen. 

Die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung hat nur dann zu unterbleiben, wenn einer der 

in § 262 Abs. 2 bis 4 BAD genannten Fälle vorliegt.  

Gemäß § 265 Abs. 1 BAO hat die Abgabenbehörde die Bescheidbeschwerde, über die keine 

Beschwerdevorentscheidung zu erlassen ist oder über die infolge eines Vorlageantrages vom 

Verwaltungsgericht zu entscheiden ist, nach Durchführung der etwa noch erforderlichen 

Ermittlungen ohne unnötigen Aufschub dem Verwaltungsgericht vorzulegen.  

Gemäß § 291 Abs. 1 BAO ist das Verwaltungsgericht - soweit die Bundes- oder Landesgesetze 

nicht anderes vorsehen - verpflichtet, über Anträge der Parteien und über Beschwerden ohne 

unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach deren Einlangen zu entscheiden. Im 

Verfahren über Bescheidbeschwerden beginnt die Entscheidungsfrist mit der Vorlage der 

Beschwerde gemäß § 265 BAO.  
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Der Entscheidungspflicht des Bundesfinanzgerichtes unterliegt nach diesen Bestimmungen die 

von der Abgabenbehörde dem Bundesfinanzgericht vorgelegte Bescheidbeschwerde. Ist die 

Beschwerdevorentscheidung - von den in § 262 Abs. 2 bis 4 BAO normierten Ausnahmen 

abgesehen - noch nicht erlassen, besteht daher auch keine Entscheidungspflicht des 

Bundesfinanzgerichts über ihm vorgelegte Beschwerden (vgl. VWGH 20.1 1.2019, 

Fr 2018/15/0011). Zuständig zu einer Entscheidung (in der Sache) ist das Bundesfinanzgericht 

somit (grundsätzlich) nur dann, wenn zuvor bereits die Abgabenbehörde mit 

Beschwerdevorentscheidung entschieden hat und dagegen ein Vorlageantrag erhoben wurde 

(vgl. VwGH 29.1.2015, Ro 2015/15/0001; 22.11.2017, Ra 2017/13/0010).  

Im vorliegenden Fall hat die Abgabenbehörde nach den vorgelegten Akten des Verfahrens im 

Hinblick auf die in der Beschwerde vom 8. Mai 2014 aufgestellte Behauptung, die Bestimmung 

des § 4 Abs. 6 Sachbezugswerteverordnung, BGBl. II Nr. 416/2001, sei gesetzwidrig, gemäß § 

262 Abs. 3 BAO von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung abgesehen und die 

Beschwerde direkt dem Bundesfinanzgericht vorgelegt.  

Gemäß § 262 Abs. 3 BAO ist keine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen und die 

Bescheidbeschwerde unverzüglich dem Verwaltungsgericht vorzulegen, wenn in der 

Bescheidbeschwerde „lediglich“ die Gesetzwidrigkeit von Verordnungen, die 

Verfassungswidrigkeit von Gesetzen oder die Rechtswidrigkeit von Staatsverträgen behauptet 

wird. Werden in der Bescheidbeschwerde auch andere Gründe für das Vorliegen einer 

Rechtswidrigkeit geltend gemacht, kommt die Ausnahme von der Verpflichtung der 

Abgabenbehörde zur Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung somit nicht zum Tragen (vgl. 

Ritz/Koran, BAO7, § 262 Tz 11; Ellinger/Sutter/Urtz, BAO3, § 262 Anm 8).  

In der Beschwerde vom 8. Mai 2014 wird dargelegt, die „Nachverrechnung aufgrund der GPLA“ 

sei aus zwei Gründen unrechtmäßig: Einerseits weil die Bestimmung des § 4 Abs. 6 der 

Sachbezugswerteverordnung auf Mitarbeiter von KF Z-Händlern nicht anwendbar sei, 

andererseits weil die genannte Bestimmung dem EStG widerspreche und ihr damit eine 

gesetzliche Grundlage fehle. In der Beschwerde wurde somit nicht ausschließlich („lediglich“) 

die (teilweise) Gesetzwidrigkeit der Sachbezugswerteverordnung geltend gemacht, womit der 

Tatbestand des § 262 Abs. 3 BAO nicht erfüllt war. Aus den vorgelegten Akten des Verfahrens 

geht auch nicht hervor, dass der Tatbestand des § 262 Abs. 2 BAO erfüllt gewesen wäre; dies 

behauptet auch die belangte Behörde nicht.  

Mangels Anwendbarkeit der Ausnahmebestimmungen des § 262 Abs. 2 bis 4 BAO wäre die 

Abgabenbehörde verpflichtet gewesen, eine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen. Da das 

Bundesfinanzgericht dies verkannte und über die Beschwerde der Revisionswerberin absprach, 

nahm es eine Zuständigkeit in Anspruch, die ihm nicht zukam. Dadurch belastete es das 

angefochtene Erkenntnis mit Rechtswidrigkeit infolge Unzuständigkeit des 

Bundesfinanzgerichts.“ 
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Rechtsgrundlagen 

§ 243 BAO lautet: 

"§ 243 Gegen Bescheide, die Abgabenbehörden erlassen, sind Beschwerden 
(Bescheidbeschwerden) an die Verwaltungsgerichte zulässig, soweit in Abgabenvorschriften 
nicht anderes bestimmt ist." 

§ 250 BAO lautet: 

"§ 250. (1) Die Bescheidbeschwerde hat zu enthalten: 

a) die Bezeichnung des Bescheides, gegen den sie sich richtet; 

b) die Erklärung, in welchen Punkten der Bescheid angefochten wird; 

c) die Erklärung, welche Änderungen beantragt werden; 

d) eine Begründung. 

(2) Wird mit Bescheidbeschwerde die Einreihung einer Ware in den Zolltarif angefochten, so 
sind der Bescheidbeschwerde Muster, Abbildungen oder Beschreibungen, aus denen die für die 
Einreihung maßgeblichen Merkmale der Ware hervorgehen, beizugeben. Ferner ist 
nachzuweisen, dass die den Gegenstand des angefochtenen Bescheides bildende Ware mit 
diesen Mustern, Abbildungen oder Beschreibungen übereinstimmt." 

§§ 262 - 266 BAO lauten: 

"§ 262. (1) Über Bescheidbeschwerden ist nach Durchführung der etwa noch erforderlichen 
Ermittlungen von der Abgabenbehörde, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat, mit als 
Beschwerdevorentscheidung zu bezeichnendem Bescheid abzusprechen. 

(2) Die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung hat zu unterbleiben, 

a) wenn dies in der Bescheidbeschwerde beantragt wird und 

b) wenn die Abgabenbehörde die Bescheidbeschwerde innerhalb von drei Monaten ab ihrem 
Einlangen dem Verwaltungsgericht vorlegt. 

(3) Wird in der Bescheidbeschwerde lediglich die Gesetzwidrigkeit von Verordnungen, die 
Verfassungswidrigkeit von Gesetzen oder die Rechtswidrigkeit von Staatsverträgen behauptet, 
so ist keine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen, sondern die Bescheidbeschwerde 
unverzüglich dem Verwaltungsgericht vorzulegen. 

(4) Weiters ist keine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen, wenn der Bundesminister für 
Finanzen den angefochtenen Bescheid erlassen hat. 

§ 263. (1) Ist in der Beschwerdevorentscheidung die Bescheidbeschwerde 

a) weder als unzulässig oder als nicht rechtzeitig eingebracht zurückzuweisen (§ 260) noch 

b) als zurückgenommen (§ 85 Abs. 2, § 86a Abs. 1) oder als gegenstandslos (§ 256 Abs. 3, § 
261) zu erklären, 

so ist der angefochtene Bescheid nach jeder Richtung abzuändern, aufzuheben oder die 
Bescheidbeschwerde als unbegründet abzuweisen. 

6 von 9



Seite 7 von 9 
 

 

(2) In der Beschwerdevorentscheidung ist auf das Recht zur Stellung eines Vorlageantrages (§ 
264) hinzuweisen. 

(3) Eine Beschwerdevorentscheidung wirkt wie ein Beschluss (§ 278) bzw. ein Erkenntnis (§ 279) 
über die Beschwerde. 

(4) § 281 gilt sinngemäß für Beschwerdevorentscheidungen; § 281 Abs. 2 allerdings nur, soweit 
sich aus der in § 278 Abs. 3 oder in § 279 Abs. 3 angeordneten Bindung nicht anderes ergibt. 

§ 264. (1) Gegen eine Beschwerdevorentscheidung kann innerhalb eines Monats ab 
Bekanntgabe (§ 97) der Antrag auf Entscheidung über die Bescheidbeschwerde durch das 
Verwaltungsgericht gestellt werden (Vorlageantrag). Der Vorlageantrag hat die Bezeichnung 
der Beschwerdevorentscheidung zu enthalten. 

(2) Zur Einbringung eines Vorlageantrages ist befugt 

a) der Beschwerdeführer, ferner 

b) jeder, dem gegenüber die Beschwerdevorentscheidung wirkt. 

(3) Wird ein Vorlageantrag rechtzeitig eingebracht, so gilt die Bescheidbeschwerde von der 
Einbringung des Antrages an wiederum als unerledigt. Die Wirksamkeit der 
Beschwerdevorentscheidung wird durch den Vorlageantrag nicht berührt. Bei Zurücknahme des 
Antrages gilt die Bescheidbeschwerde wieder als durch die Beschwerdevorentscheidung 
erledigt; dies gilt, wenn solche Anträge von mehreren hiezu Befugten gestellt wurden, nur für 
den Fall der Zurücknahme aller dieser Anträge. 

(4) Für Vorlageanträge sind sinngemäß anzuwenden: 

a) § 93 Abs. 4 und 5 sowie § 245 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 bis 5 (Frist), 

b) § 93 Abs. 6 und § 249 Abs. 1 (Einbringung), 

c) § 255 (Verzicht), 

d) § 256 (Zurücknahme), 

e) § 260 Abs. 1 (Unzulässigkeit, nicht fristgerechte Einbringung), 

f) § 274 Abs. 3 Z 1 und 2 sowie Abs. 5 (Unterbleiben einer mündlichen Verhandlung). 

(5) Die Zurückweisung nicht zulässiger oder nicht fristgerecht eingebrachter Vorlageanträge 
obliegt dem Verwaltungsgericht. 

§ 265. (1) Die Abgabenbehörde hat die Bescheidbeschwerde, über die keine 
Beschwerdevorentscheidung zu erlassen ist oder über die infolge eines Vorlageantrages vom 
Verwaltungsgericht zu entscheiden ist, nach Durchführung der etwa noch erforderlichen 
Ermittlungen ohne unnötigen Aufschub dem Verwaltungsgericht vorzulegen. 

(2) Die Vorlage der Bescheidbeschwerde hat jedenfalls auch die Vorlage von Ablichtungen 
(Ausdrucken) des angefochtenen Bescheides, der Beschwerdevorentscheidung, des 
Vorlageantrages und von Beitrittserklärungen zu umfassen. 

(3) Der Vorlagebericht hat insbesondere die Darstellung des Sachverhaltes, die Nennung der 
Beweismittel und eine Stellungnahme der Abgabenbehörde zu enthalten. 

(4) Die Abgabenbehörde hat die Parteien (§ 78) vom Zeitpunkt der Vorlage an das 
Verwaltungsgericht unter Anschluss einer Ausfertigung des Vorlageberichtes zu verständigen. 
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(5) Partei im Beschwerdeverfahren vor dem Verwaltungsgericht ist auch die Abgabenbehörde, 
deren Bescheid mit Bescheidbeschwerde angefochten ist. 

(6) Die Abgabenbehörde ist ab der Vorlage der Bescheidbeschwerde verpflichtet, das 
Verwaltungsgericht über Änderungen aller für die Entscheidung über die Beschwerde 
bedeutsamen tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse unverzüglich zu verständigen. Diese 
Pflicht besteht ab Verständigung (Abs. 4) auch für den Beschwerdeführer. 

§ 266. (1) Die Abgabenbehörde hat, soweit nicht anderes angeordnet ist, gleichzeitig mit der 
Vorlage der Bescheidbeschwerde die Akten (samt Aktenverzeichnis) vorzulegen. Die 
Abgabenbehörde hat den Parteien (§ 78) eine Ausfertigung des Aktenverzeichnisses zu 
übermitteln. 

(2) Mit Zustimmung des Verwaltungsgerichtes darf die Übermittlung der Beschwerde (§ 265) 
und die Aktenvorlage (Abs. 1) in Form von Ablichtungen erfolgen. 

(3) Soweit Akten oder Beweismittel nur auf Datenträgem vorliegen, sind auf Verlangen des 
Verwaltungsgerichtes ohne Hilfsmittel lesbare, dauerhafte Wiedergaben von der 
Abgabenbehörde bzw. von der Partei (§ 78) beizubringen. 

(4) Soweit die Abgabenbehörde die Vorlage von Akten (Abs. 1 bzw. bezüglich 
Maßnahmenbeschwerden oder Säumnisbeschwerden auf Verlangen des Verwaltungsgerichtes) 
unterlässt, kann das Verwaltungsgericht nach erfolgloser Aufforderung unter Setzung einer 
angemessenen Nachfrist auf Grund der Behauptungen des Beschwerdeführers erkennen." 

§ 281a BAO lautet: 

"Wenn das Verwaltungsgericht nach einer Vorlage (§ 265) zur Auffassung gelangt, dass noch 
eine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen ist oder ein Vorlageantrag nicht eingebracht 
wurde, hat es die Parteien darüber unverzüglich formlos in Kenntnis zu setzen." 

Den Erläuternden Bemerkungen zum Jahressteuergesetz 2018 ist zur formlosen Verständigung 
gemäß § 281a BAO Folgendes zu entnehmen: 

"Wenn wegen einer fehlenden Beschwerdevorentscheidung oder wegen eines fehlenden 
Vorlageantrages eine Zuständigkeit zur Erledigung der Bescheidbeschwerde oder des 
Vorlageantrages trotz erfolgter Vorlage (§ 265 BAO) nicht auf das Verwaltungsgericht 
übergehen konnte, besteht kein Erfordernis, dass das Verwaltungsgericht darüber einen 
Unzuständigkeitsbeschluss fasst (vgl. VwGH 29.1.2015, Ro 2015/15/0001). Auch aus Gründen 
des Rechtsschutzes ist es nicht erforderlich, über eine Unzuständigkeit durch das 
Verwaltungsgericht mittels eines Feststellungsbeschlusses abzusprechen. 

Im Interesse der Vereinfachung und Beschleunigung des Beschwerdeverfahrens soll das 
Verwaltungsgericht eine ihm von der Abgabenbehörde (zumeist nur irrtümlich) vorgelegte 
Beschwerde, über die es seiner Ansicht nach in Ermangelung einer Beschwerdevorentscheidung 
oder eines Vorlageantrages nicht zu entscheiden hat, der Abgabenbehörde ohne unnötigen 
Aufschub zurückschicken und den Beschwerdeführer davon verständigen. Die neue 
Verständigungspflicht gemäß § 281a BAO soll, insbesondere im Hinblick auf die Verständigung 
des Beschwerdeführers vom Zeitpunkt und Inhalt der zunächst erfolgten Vorlage, 
gewährleisten, dass beide Parteien rasch und einfach mittels formloser Mitteilung des 
Verwaltungsgerichtes davon Kenntnis erlangen, dass sich das Verwaltungsgericht für 
unzuständig hält." 
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Einstellung des Beschwerdeverfahrens vor dem Bundesfinanzgericht 

Wie dem oben zitierten Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 25.02.2022, Ra 

2020/13/0041, zu entnehmen ist, hat die belangte Behörde keine Beschwerdevorentscheidung 

erlassen. Auf die Beschwerde vom 08. Mai 2014 trifft keine der Ausnahmen des § 262 Abs. 2 

bis 4 BAO zu, weshalb zwingend eine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen wäre. 

Das Bundesfinanzgericht ist daher der Auffassung, dass ein Vorlageantrag nicht eingebracht 

wurde. 

Das Beschwerdeverfahren vor dem Bundesfinanzgericht ist daher einzustellen. 

Die Parteien des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens werden hiervon gemäß § 281a BAO 

formlos in Kenntnis gesetzt. 

Information für die Parteien 

(Belehrung gemäß § 280 Abs. 4 BAO) 

Gegen diese Verständigung ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof oder eine 

Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof nicht zulässig. 

Beilage: Liste der der Beschwerde Beigetretenen 

 

Wien, am 22. März 2022 
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